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Liebe Leserin,
             lieber Leser,
	 „sich zu trennen ist schwierig, aber noch schwieriger	
	 ist es, eine neue Beziehung zu schaffen“, so kom-
	 mentierte EU-Ratspräsident Donald Tusk die grund-
sätzliche Einigung über die Bedingungen des britischen EU-Austritts. Bis zum 
Austrittstermin im März 2019 bleibt nur noch gut ein Jahr Zeit, um die Regeln der 
künftigen Partnerschaft zwischen der EU und Großbritannien zu verhandeln – 
wenig Zeit, selbst wenn zunächst nur für eine Übergangsphase verhandelt wird. 

Die Wirtschaftsverbände wünschen sich ein umfassendes Freihandelsabkommen. 
Fraglich ist, ob ein solches, wenn es denn käme, auch die Probleme der Nieder-
lassungsfreiheit und der Gesellschaften britischen Rechts mit deutschem Verwal-
tungssitz lösen würde. Alle Unternehmen mit Bezug zu Großbritannien werden 
die Entwicklungen der kommenden Monate genau beobachten und gegebenen-
falls sehr schnell reagieren müssen.

MELCHERS wird Sie dabei unterstützen und bei allen Brexit-bedingten rechtlichen 
Anpassungen in Ihrem Unternehmen gewohnt kompetent beraten.

Im Übrigen wünsche ich Ihnen eine informative Lektüre dieser Ausgabe von         
melchers law.

Mit besten Grüßen
Ihr Dr. Carsten Lutz
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berät deutsche und ausländische 
Mandanten im gesamten Wirtschafts-
recht, insbesondere auf den Gebieten 
des Handels-, Gesellschafts- und Ver-
tragsrechts.
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berät vorwiegend im gesamten Be-
reich des Arbeits- und des allgemeinen 
Vertragsrechts. Ein weiterer Schwer-
punkt seiner Tätigkeit liegt im Sport-
recht.

01 (Kein) Facebook ohne Betriebsrat!

	 Social Media ist das Schlag-
wort unserer Zeit. Kaum ein Un-
ternehmen will heutzutage noch 
darauf verzichten, auf Facebook, 
Twitter, Google+ usw. vertreten  
zu sein. Über soziale Netzwerke 
kann eine Vielzahl von Interes-
senten angesprochen werden. 
Die Gefahren, die aus der Nutzung  
sozialer Netzwerke durch Unter-
nehmen entstehen, werden da-
bei allerdings von vielen Arbeit-
gebern übersehen.

	 Das Bundesarbeitsgericht (BAG) 
hat mit Urteil vom 13.12.2016  
(Az.: 1 ABR 7/15) über einen Fall 
entschieden, der die Mitbestim-
mung des Betriebsrates bei Ein-
richtung und Betrieb einer kon-
zernweiten Facebook-Seite zum 
Gegenstand hatte. Dabei hatte 
der Konzernbetriebsrat den An-
trag gestellt, der Arbeitgeber (als 
herrschendes Unternehmen im 
Konzern) müsse die von ihm  
eingerichtete Facebook-Seite ab-
melden (1.), hilfsweise es unter-
lassen, den Besuchern der Seite 
die sog. „Posting-Funktion“ zur 
Verfügung zu stellen (2.).

	 Das BAG hat den Hauptantrag 
abgelehnt. Der Hilfsantrag hatte 
dagegen wegen nicht ordnungs-
gemäßer Beteiligung des Be-
triebsrats Erfolg. Der Arbeitgeber 
musste die „Posting-Funktion“ ein-
stellen.

Sachverhalt
	 Der Arbeitgeber hatte für den 
gesamten Konzern (ein Betreiber 
von Blutspendediensten) eine  
Facebook-Seite eingerichtet, ohne 
den Betriebsrat zu beteiligen. Die 
Seite wurde von einer Gruppe von 
etwa zehn Arbeitnehmern admini-
strativ betreut. Für diese Verwal-
tung hatte der Arbeitgeber die Ver-
wendung einer zentralen Admi-
nistratorenkennung angeordnet.

	 Ein Besucher der Seite stellte 
dort ein Posting ein, in dem er 
sich über das Setzen der Injek- 
tionsnadel für eine Blutspende 
durch einen Mitarbeiter des Ar-
beitgebers beschwerte. In einem 
weiteren Beitrag wurde einem  
anderen Mitarbeiter eine nicht  
regelgerechte Untersuchung vor-
geworfen.

Entscheidung – 
eine differenzierte 
Betrachtung
	 Nach der Entscheidung des 
BAG hat der Betriebsrat kein Mit-
bestimmungsrecht betreffend die 
grundsätzliche Entscheidung des 
Arbeitsgebers zur Einrichtung ei-
ner Facebook-Seite. Die Facebook-
Seite an sich erlaube keine in- 
dividualisierte Überwachung des 
Verhaltens und der Leistung von 
Beschäftigten, die die Seite aufru-
fen und besuchen. Da sämtliche 
Administratoren dieselbe Zugangs-
kennung nutzten, könnten auch 
deren Leistungsdaten nicht in- 
dividualisiert ausgewertet bzw. 
zugeordnet werden. Für den Ar-
beitgeber sei nicht nachvollzieh-
bar, welcher Administrator sich  
zu welchem Zeitpunkt eingeloggt 
hatte.

	 Mitbestimmungsrechte könn-
ten aber durch einzelne Funktio-
nen auf der Facebook-Seite aus-
gelöst werden, sofern diese eine 
Überwachung des Verhaltens und 
der Leistung der beim Arbeitge-
ber beschäftigten Arbeitnehmer er-
möglichen. Dies sei bei der Pos-
ting-Funktion für Besucher der 
Fall. Durch arbeitnehmerbezoge-
ne Beiträge und deren Veröffent-
lichung auf der Facebook-Seite 
seien die Arbeitnehmer einem stän-
digen Überwachungsdruck aus-
gesetzt. Es könnten jederzeit Bei-
träge über ihre Person, Leistung 
bzw. ihr Verhalten gepostet wer-
den. Solche Postings seien – an-

ders als bspw. ein Beschwerde-
brief an den Arbeitgeber – öffent-
lich und für jedermann einsehbar 
und damit für den Arbeitnehmer 
nicht hinzunehmen.

	 Das Beteiligungsrecht des  
Betriebsrats beim Betrieb einer 
Facebook-Seite sei daher vom 
konkreten Einzelfall abhängig.  
Jedenfalls die Posting-Funktion 
löse die Mitbes     timmung des 
Betriebsrats nach § 87 Abs. 1 Nr. 6 
BetrVG aus, weil es sich insoweit 
um eine „technische Einrichtung“ 
handele, „die dazu bestimmt ist, 
das Verhalten oder die Leistung 
der Arbeitnehmer zu überwachen“. 

Fazit
	 Bei der Entscheidung zur Ein-
richtung einer Facebook-Seite des 
Unternehmens besteht grundsätz-
lich kein Mitbestimmungsrecht des 
Betriebsrats. Dies gilt jedenfalls, 
solange die mit der Administra- 
tion der Seite beauftragten Mitar-
beiter eine einheitliche Zugangs-
kennung benutzen. Ist nur ein  
Arbeitnehmer für die Betreuung 
der Seite angestellt oder werden 
individuelle Zugangscodes ge-
nutzt, dürften Mitbestimmungs-
rechte ausgelöst werden. Die Pos-
ting-Funktion erlaubt durch die 
öffentliche Beurteilung eine Über-
wachung der Mitarbeiter. Der  
Betriebsrat kann daher – bei Miss-
achtung seines Mitbestimmungs-
rechts – Unterlassung der Be- 
reitstellung dieser Funktion ver-
langen.                                                   n
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hat den Schwerpunkt ihrer Tätigkeit 
auf den Gebieten des Handels- und  
Gesellschaftsrechts sowie der Unter-
nehmensnachfolge und berät diesbe-
züglich vorwiegend Unternehmen und 
Geschäftsleiter.

	 Für das deutsche Ordnungs-
widrigkeitenrecht war bislang un-
klar, ob sich die Einrichtung eines 
Compliance-Management-Sys-
tems („CMS“) im Unternehmen im 
Falle eines Compliance-Verstoßes 
für das Unternehmen tatsächlich 
„lohnt“, mithin ob die Einrichtung 
des CMS sich etwa bußgeldmin-
dernd auswirken kann. Lediglich 
spezialgesetzlich war eine posi- 
tive Berücksichtigung teilweise be-
reits vorgesehen, so etwa in § 125 
Abs. 1 Nr. 3 GWB („Selbstreini-
gung“), wonach öffentliche Auf-
traggeber trotz Vorliegens eines 
Ausschlussgrundes ein Unterneh-
men nicht von der Teilnahme  
am Vergabeverfahren ausschließen, 
wenn dieses „konkrete technische, 
organisatorische und personelle 
Maßnahmen ergriffen hat, die  
geeignet sind, weitere Straftaten 
oder weiteres Fehlverhalten zu ver-
meiden.“ 

	 In seiner Entscheidung vom 
09.05.2017 (Az.: 1 StR 265/16) hat 
der BGH die positive Berück- 
sichtigung effektiver Compliance-
Maßnahmen im Unternehmen 
nun erstmals auch im Hinblick 
auf die allgemeine Vorschrift des 
§ 30 OWiG bejaht. Die Entschei-
dung des BGH stellt sich damit 
gegen die bislang in Deutschland 
überwiegende Verwaltungspraxis 
und sollte von den Unternehmen 
als weiterer Anreiz gesehen wer-
den, ihre organisatorischen Pflich- 
ten im Bereich Compliance-Ma-
nagement ernst zu nehmen, um 
im Fall der Fälle eine Reduzie-
rung des Bußgeldes erwirken zu 
können.

Sachverhalt
	 Ausgangspunkt der BGH-Ent-
scheidung war ein Strafverfahren 
vor dem LG München I wegen 
Steuerhinterziehung durch ein 
Unternehmen aus dem Rüstungs-
gewerbe. Im betreffenden Unter-
nehmen waren Rechnungen für 
Provisionszahlungen zur Zahlung 
freigegeben worden, obwohl dem 
zuständigen Mitarbeiter wie auch 
der Geschäftsleitung bekannt 
war, dass diese Rechnungen für 
(Schein-)Beratungsleistungen 
ausgestellt worden waren, die im 
Zusammenhang mit einer Be- 
stechungsabrede standen. Die 
Rechnungen für die fraglichen  
Beratungsleistungen wurden be- 
glichen und im Weiteren als or-
dentliche Betriebsausgaben ge-
bucht, was dem Unternehmen ei-
nen nicht gerechtfertigten Steuer-
vorteil in Höhe von über 1,6 Mio. 
Euro einbrachte. 

	 Neben der strafrechtlichen Ver-
urteilung der Akteure im Unter-
nehmen hatte das LG München I 
im betreffenden Urteil auch ge-
gen das Unternehmen selbst nach 
§ 30 OWiG eine Geldbuße festge-
setzt.

Entscheidung des BGH 
zur Berücksichtigung 
des CMS bei der BuSSgeld-
bemessung
	 Die Festsetzung eben dieser 
Geldbuße durch das LG hat der 
BGH der Höhe nach insgesamt 
bemängelt und in diesem Zusam-
menhang ausgeführt: „Im Hin-
blick auf die Höhe der gemäß § 30 
OWiG neu zu bemessenden Geld-
buße (…) wird das neue Tat- 
gericht Gelegenheit haben, die 
Vorschriften der §§ 30 Abs. 3,  

17 Abs. 4 Satz 1 OWiG in den Blick 
zu nehmen, nach denen die Geld-
buße den wirtschaftlichen Vorteil, 
der aus der Ordnungswidrigkeit 
gezogen worden ist, übersteigen 
soll. Für die Bemessung der Geld-
buße ist zudem von Bedeutung, 
inwieweit [die Gesellschaft] ihrer 
Pflicht, Rechtsverletzungen aus 
der Sphäre des Unternehmens zu 
unterbinden, genügt und ein effi-
zientes Compliance-Management 
installiert hat, das auf die Vermei-
dung von Rechtsverstößen aus-
gelegt sein muss. Dabei kann 
auch eine Rolle spielen, ob [die 
Gesellschaft] in der Folge dieses 
Verfahrens entsprechende Rege-
lungen optimiert und ihre be-
triebsinternen Abläufe so gestaltet 
hat, dass vergleichbare Norm- 
verletzungen zukünftig jedenfalls 
deutlich erschwert werden.“

	 Der BGH hat damit für das 
deutsche Recht erstmals festge-
stellt, dass es für die Bemessung 
einer Unternehmensgeldbuße nach 
§ 30 OWiG von Bedeutung ist, ob 
und inwieweit im Unternehmen 
ein effektives Compliance-Mana-
gement-System besteht und auch, 
ob dieses nach Aufdeckung von 
Compliance-Verstößen durch die 
Verantwortlichen weiter fortent-
wickelt und sorgfaltsgemäß opti-
miert worden ist.

Fazit
	 Nach der neuen Rechtspre-
chung des BGH sind demnach  
sowohl vor wie auch nach der 
Entdeckung von Compliance-Ver-
stößen implementierte Compli-
ance-Management-Systeme bei 
der Bemessung des Bußgeldes 
gegen das Unternehmen positiv 
zu bewerten und können buß-
geldmindernd berücksichtigt wer-
den. Die Entscheidung des BGH 
sollte damit eine zusätzliche Mo- 
tivation für jedes Unternehmen 
beinhalten, dem Thema Com- 
pliance-Management hinreichende 
Aufmerksamkeit zu widmen.       n
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	 In melchers law stellen wir  
regelmäßig Kooperationspartner 
aus unserem internationalen Netz-
werk Ally Law vor. Wir freuen  
uns, dass in dieser Ausgabe Frau 
Rechtsanwältin Nicola Kömpf, Part-
nerin bei unserem französischen 
Kooperationspartner  Alerion  
Avocats und als Mitglied des dor-
tigen German Desks insbeson- 
dere auf das Arbeitsrecht spezia-
lisiert, den folgenden Beitrag zur 
Reform des französischen Arbeits-
rechts beisteuert. Alerion wurde 
2003 gegründet. Mit 16 Partnern 
und rund 70 Anwälten ist Alerion 
eine der führenden unabhängigen 
Wirtschaftskanzleien in Paris. 

Endlich ist es soweit: 
Frankreichs Arbeitsrecht 
wurde grundlegend 
reformiert 
	 Am 22.09.2017 wurden fünf 
Rechtsverordnungen veröffentlicht, 
die das französische Arbeitsgesetz-
buch erheblich verändern, die  
alle spätestens zum 01.01.2018 in 
Kraft getreten sind.

Förderung von 
Kollektivverhandlungen 
auf Betriebsebene
	 Grundsätzlich können kleine 
Unternehmen mit weniger als  
50 Arbeitnehmern nun direkt mit 
ihren Arbeitnehmern (weniger als 
11 Arbeitnehmer) oder mit dem 
neuen „Comité Social et éco- 
nomique“ (neuer Betriebsrat) in 
Unternehmen mit 11 bis 50 Ar-
beitnehmern Betriebsordnungen 
verabschieden, was bislang nur 
unter Einbeziehung eines Gewerk-
schaftsvertreters möglich war. Aus-
geschlossen von dieser Möglich-
keit sind Themen, die in einer  
Liste präzisiert sind und die aus-
schließlich auf Branchenebene  
fixiert werden dürfen (wie z. B. die 
Höhe des Mindestlohns, die maxi-
male Arbeitsdauer usw.).

Zusammenlegung und 
Vereinfachung der Arbeit-
nehmervertretungen
	 In allen Unternehmen mit min-
destens 11 Arbeitnehmern muss 
ein sozialer und wirtschaftlicher 
Betriebsrat („Comité social et 
économique“) geschaffen werden. 
Dieser fasst die früheren Instan-
zen des Personalvertreters („délé-
gué du personnel“), des Betriebs-
rats („Comité d’entreprise“ – früher 
war dieser erst ab 50 Mitarbeitern 
einzuführen) und des Hygiene- und 
Sicherheitsrats („Comité d’hygiène 
et de sécurité“) in einem Organ 
zusammen.

Vereinfachung von Kündi-
gungen, Pauschalisierung 
von Abfindungen sowie  
Anhebung der gesetzlichen 
Kündigungsentschädigung
	 Zukünftig kann ein Formfeh-
ler im Kündigungsverfahren nur zu 
einem maximalen Schadenser-
satzanspruch von einem Monats-
gehalt führen. Außerdem wurden 
die Formvorschriften bezüglich des 
Kündigungsschreibens gelockert, 
der angegebene Grund kann in 
Zukunft noch ergänzt werden. 
Französische Arbeitnehmer müs-
sen sich in Zukunft auch mehr be-
eilen, Kündigungsschutzklage zu 
erheben; die neue Frist beträgt  
12 Monate ab Zugang des Kündi-
gungsschreibens (vorher 24 Mo-
nate und vor 2013 sogar 5 Jahre).

	 Ein weiterer Kernpunkt der 
Reform ist die Einführung einer 
Tabelle mit zwingendem Charak-
ter zur Berechnung von Abfindun-
gen im Falle ungerechtfertigter 
Kündigungen („sans cause réelle 
et sérieuse“). Das  finanzielle Ri- 
siko von Kündigungen soll somit 
im Vorfeld besser abzuschätzen 
sein. Die gesetzliche Kündigungs-
entschädigung für rechtmäßige 
Kündigungen wurde durch die 
Reform von 1/5 eines Bruttomo-
natsgehalts pro Jahr der Be-
triebszugehörigkeit auf 1/4 bzw. 

ml INTERNATIONAL 25  % eines Bruttomonatsgehalts 
pro Jahr der Betriebszugehörigkeit 
angehoben.

Wesentliche Einschrän-
kung des Betrachtungs-
raums bei betriebs-
bedingten Kündigungen
	 Wo bisher Kündigungen in 
französischen Tochtergesellschaf-
ten von internationalen Konzer-
nen mit positivem Gesamtergeb-
nis quasi unmöglich waren, soll in 
Zukunft nur noch die wirtschaft- 
liche Situation der Konzernunter-
nehmen in Frankreich betrachtet 
werden. Ist die finanzielle Situa- 
tion im französischen Unterneh-
men schlecht (z. B. anhaltende 
Verluste), können zukünftig be-
triebsbedingte Kündigungen aus-
gesprochen werden, es sei denn, 
die schlechte wirtschaftliche bzw. 
finanzielle Situation des französi-
schen Unternehmens ist auf „be-
trügerische“ Handlungen zurück-
zuführen. 

Förderung der Telearbeit
	 Die Regeln der Telearbeit wer-
den im Arbeitsgesetzbuch kodifi-
ziert und müssen im Tarifvertrag 
oder einer Betriebsordnung ge-
regelt werden. Die Arbeit vom 
Home Office und flexible Arbeits-
zeiten für alle sollen in den nächs-
ten Jahren als Alternativmodell 
zur Büroarbeit durchgesetzt wer-
den. Arbeitnehmer haben das 
Recht, Telearbeit zu beantragen, 
und der Arbeitgeber muss recht-
fertigen, warum er dem nicht  
zustimmt.                                              n

Martin Koller-van Delden
m.koller.v.delden@melchers-law.com

LL.M., Maître en Droit, Fachanwalt für 
Arbeitsrecht, berät Unternehmen, Ge-
schäftsführer und Vorstände umfassend 
im Bereich des Arbeits- und Dienstver-
tragsrechts.
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ist als Fachanwalt für Arbeitsrecht im 
individuellen und kollektiven Arbeits-
recht tätig. Daneben bearbeitet er 
Mandate im Wirtschaftsrecht (national 
und international). 

Samuel Gruber
s.gruber@melchers-law.com 	 Bei Verträgen zwischen Un-

ternehmen, insbesondere wenn 
die Unternehmen aus verschiede-
nen Ländern und Rechtsordnun-
gen kommen, stellt sich häufig 
die Frage, ob eine Schiedsverein-
barung getroffen werden sollte. 
Die Vertragsfreiheit ermöglicht es 
den Parteien, die staatliche Ge-
richtsbarkeit auszuschließen und 
an deren Stelle die Durchführung 
eines Schiedsverfahrens zu ver-
einbaren. 

Schiedsorganisationen
	 Es gibt weltweit zahlreiche 
Organisationen, die die Durchfüh-
rung von Schiedsverfahren anbie-
ten und entsprechende Schieds-
ordnungen vorhalten. Die interna-
tional bekannteste Organisation 
ist die ICC (International Chamber 
of Commerce) mit Hauptsitz in 
Paris. Die bekannteste deutsche 
Organisation ist die DIS (Deutsche 
Institution für Schiedsgerichtsbar-
keit e.V.) mit Hauptsitz in Köln.  
In einer Schiedsvereinbarung ver-
ständigen sich die Parteien auf die 
Art des Schiedsverfahrens (Wahl 
der Organisation), die Art der Be-
nennung und die Anzahl der 
Schiedsrichter, das anzuwenden-
de Recht, die Verfahrenssprache 
und den Schiedsort.

hat, den Schiedsspruch durch  
eine übergeordnete Instanz über-
prüfen zu lassen. Auch die Nicht-
Öffentlichkeit des Verfahrens ist 
gleichzeitig ein Nachteil. Da 
schiedsgerichtliche Entscheidun-
gen üblicherweise nicht veröf-
fentlicht werden, verhindert dies 
das Entstehen einer gefestigten 
Rechtsprechung und damit eine 
Rechtsfortbildung und Rechts- 
sicherheit.
Die Kosten eines internationalen 
Schiedsverfahrens werden die 
Kosten eines staatlichen Ge-
richtsverfahrens in den meisten 
Fällen übersteigen. Anders als bei 
deutschen Gerichtsverfahren gibt 
es beispielsweise keine Ober-
grenze für die Anwaltsgebühren, 
die grundsätzlich von der unter-
legenen Partei zu tragen sind. 
Dies kann ein erheblicher Kosten-
faktor sein. Relativiert wird diese 
Betrachtung allerdings, wenn 
man sich vor Augen führt, dass 
Verfahren vor staatlichen Gerich-
ten kostenintensiv werden kön-
nen, wenn sie über mehrere  
Instanzen ausgetragen werden. 

Fazit
	 In der wirtschaftsrechtlichen 
Praxis haben sich Schiedsverfah-
ren etabliert. Die genannten Ar-
gumente lassen keine objektive 
Entscheidung für oder gegen eine 
Schiedsvereinbarung zu. Die ver-
tragsschließenden Parteien müs-
sen zu Beginn ihrer Rechtsbe- 
ziehung sorgfältig abwägen, ob 
es in dem jeweiligen Einzelfall 
sinnvoll ist, eine Schiedsklausel 
in den Vertrag aufzunehmen, oder 
ob man sich im Falle eines 
Rechtsstreits vor den staatli- 
chen Gerichten auseinandersetzen 
möchte. Eine intensive rechtliche 
Auseinandersetzung mit den mög-
lichen Auswirkungen eines Ver-
tragsverhältnisses ist daher für ei-
nen sorgfältigen Kaufmann vor 
Vertragsabschluss unerlässlich. n

ml INTERNATIONALES WIRTSCHAFTSRECHT

Vor- und Nachteile von 
Schiedsverfahren
	 Ein Schiedsverfahren bietet, 
je nach Interessenlage der Par-
teien, verschiedene Vorteile. Der 
Verfahrensablauf kann durch die 
Vertragspartner sehr viel freier ge-
staltet werden, als dies bei staat-
lichen Verfahren der Fall ist. So 
können die Parteien sowohl Ein-
fluss auf die Besetzung des Schieds-
gerichts als auch die Verfahrens-
sprache oder auf die Form der Be-
weisaufnahme nehmen. Ein häu-
fig für Schiedsverfahren angeführ-
tes Argument ist die Vertraulichkeit 
des Verfahrens, denn Schiedsver-
fahren finden unter Ausschluss 
der Öffentlichkeit statt. 

	 Ein weiterer Aspekt kann sein, 
dass Schiedssprüche internatio-
nal in einem deutlich weiteren 
Umfang anerkannt werden als die 
Urteile staatlicher Gerichte. Die 
Vollstreckbarkeit wird durch einen 
völkerrechtlichen Vertrag, das 
sog. New Yorker Übereinkommen 
über die Anerkennung und Voll-
streckung ausländischer Schieds-
sprüche, gewährleistet. Derzeit ha-
ben 157 Staaten dieses Überein-
kommen unterzeichnet. Dadurch 
sind Schiedssprüche internatio-
naler Schiedsgerichte beispiels-
weise auch in China und Russ-
land vollstreckbar.

	 Betrachtet man den gesam-
ten Instanzenzug eines staat- 
lichen Gerichtsverfahrens (in 
Deutschland grundsätzlich drei 
Instanzen), so schaffen Schieds-
verfahren in den meisten Fällen 
schneller Rechtssicherheit, denn 
es gibt nur eine Instanz. Dieser 
Vorteil ist allerdings zugleich ein 
erheblicher Nachteil, da die un-
terlegene Partei keine Möglichkeit 

03 Vertragsgestaltung: 
Schiedsverfahren oder staatliche 
Gerichtsbarkeit?
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ml MIETRECHT

04 Der „Berufs- und Geschäfts-
bedarf“ des Wohnraumvermieters

	 Der Vermieter einer Wohnung 
kann im Einzelfall ein berechtig-
tes Interesse haben, einen „Be-
rufs- und Geschäftsbedarf“ an  
der Mietwohnung für sich in An-
spruch zu nehmen. Allerdings ist 
der geschäftliche Nutzungsbedarf 
nicht dem gesetzlich normierten 
Eigenbedarf vollständig gleich-
zustellen, weshalb der BGH in sei-
ner Entscheidung vom 29.03.2017 
(Az.: VIII ZR 45/16) der vertypten 
Betrachtungsweise entsprechend 
der Eigenbedarfskündigung nach 
§ 573 Abs. 2 BGB eine Absage er-
teilt hat. 

Sachverhalt
	 Die Klägerin kündigte den 1977 
geschlossenen Mietvertrag über 
eine Wohnung im Erdgeschoss ei-
nes Mehrfamilienhauses, um die-
se zukünftig ihrem Mann, der im 
gleichen Haus im ersten Stock 
seit vielen Jahren ein Beratungs-
unternehmen betrieb, als Lager-
raum für Akten und damit zur Be-
triebsausweitung zur Verfügung 
zu stellen. Zur Begründung ver-
wies sie auf eine Ausschöpfung 
der räumlichen Kapazitäten der 
zum Betrieb des Gewerbes an- 
gemieteten Räume im ersten  
Geschoss. Die beklagte Mieterin 
widersprach der Kündigung mit 
dem Verweis auf eine durch den 
Verlust der Wohnung eintretende, 
nicht zu rechtfertigende Härte und 
obsiegte. 

Entscheidung
	 Ein Wohnraummietverhältnis 
kann vom Vermieter nach § 573 
Abs. 1 Satz 1 BGB nur ordentlich 
gekündigt werden, wenn er ein 
berechtigtes Interesse an der Be-
endigung des Mietverhältnisses 
hat. In § 573 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 BGB 
sind drei Fälle normiert, in denen 
grundsätzlich ein berechtigtes In-
teresse des Vermieters an der Be-

endigung des Vertrages anzuneh-
men ist, sofern sich der Mieter 
nicht auf einen besonderen Här-
tegrund gemäß § 574 BGB be- 
rufen kann. Ein berechtigtes In- 
teresse des Vermieters ist danach 
bei einer schuldhaften Pflichtver-
letzung des Mieters (Nr. 1), bei Ei-
genbedarf des Vermieters (Nr. 2) 
sowie bei der Hinderung des Ver-
mieters an einer angemessenen 
wirtschaftlichen Nutzung bei Fort-
setzung des Mietverhältnisses  
(Nr. 3) anzunehmen. Der BGH  
hatte bislang auch für die Fälle  
eines bloßen Berufsbedarfs eine 
grundsätzliche Anwendung der 
Regelung zum Eigenbedarf an- 
genommen. Mit Urteil vom 
29.03.2017 hat er nun entschie-
den, dass ein Berufsbedarf we-
der nach Nr. 2 noch Nr. 3 des  
§ 573 BGB beurteilt werden kön-
ne, sondern mit der Generalklau-
sel des § 573 Abs. 1 BGB durch  
eine umfassende Interessenabwä-
gung beantwortet werden muss.

	 Nach Ansicht des BGH be-
gründe der Bedarf einer vermie-
teten Wohnung ausschließlich für 
berufliche Zwecke nicht ohne 
Weiteres ein berechtigtes Interes-
se nach § 573 BGB, das den bei-
spielhaft nach § 573 Abs. 2 BGB 
aufgeführten Kündigungsgründen 
gleichstehe. Der Berufsbedarf ist 
also nicht als ungeschriebene 
weitere – „vertypte“ – Kategorie 
eines Vermieterinteresses anzu-
sehen. 

	 Ob ein solcher Kündigungs-
grund vorliege, sei vielmehr ein-
zelfallbezogen und unter Abwä-
gung der beiderseitigen Interes-
sen zu beurteilen. Zwar werden in 
§ 573 Abs. 2 BGB Vorausset- 
zungen geregelt, die ein solches 
Vermieterinteresse an einer Be-
endigung des Mietverhältnisses 

rechtfertigen. Muss allerdings auf 
die Generalklausel nach § 573 
Abs. 1 Satz 1 BGB zurückgegriffen 
werden, bedürfe es immer einer 
konkreten Prüfung und Interes-
senabwägung. Zu berücksichtigen 
sei dabei, dass – da dem Mieter 
bei beabsichtigter geschäftlicher 
Nutzung der Verlust der Wohnung 
drohe – dem Vermieter erheb-
liche Nachteile entstehen müss-
ten, wenn er die Räume nicht  
wie beabsichtigt nutzen könne. 
Rentabilitätsaspekte seien dabei 
genauso heranzuziehen wie z. B. 
gesundheitliche Einschränkungen, 
die eine Nutzung in unmittelba-
rer räumlicher Nähe erforderlich  
machen könnten. 

Fazit
	 Nach der Entscheidung des 
BGH muss der Vermieter einer 
Wohnung, die er künftig für ge-
werbliche Zwecke nutzen will,  
zukünftig ausführlich darlegen, 
aus welchem Grund ausschließ-
lich diese Räume für die Aus-
übung der beruflichen Tätigkeit 
der Bedarfsperson geeignet sind. 
Dies wird wohl nur dann der Fall 
sein, wenn die beabsichtigte Nut-
zung einzig in diesen Räumen 
möglich ist oder aber dem  
Vermieter die Nutzung anderer 
Objekte beispielsweise aus ge-
sundheitlichen Gründen nicht  
zugemutet werden kann. Dieser 
Grund ist gegen die Interessen 
des Mieters auf Verbleib in der 
Wohnung abzuwägen, wobei die 
nach § 573 Abs. 2 BGB typisierten 
Tatbestände bei der Abwägung 
als Leitbild zu berücksichtigen  
sind.                                                          n

Beatrice Scheich
b.scheich@melchers-law.com

ist hauptsächlich auf den Gebieten  
des Insolvenzrechts, einschließlich der 
Insolvenzverwaltung, sowie des Gesell-
schaftsrechts tätig und verfügt über 
langjährige Erfahrung bei der Bera-
tung mittelständischer Unternehmen.
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berät mittelständische Unternehmen 
und Investoren im Bereich des Bau- 
und Immobilienrechts. Darüber hinaus 
hat er sich auf die Beratung von Man-
danten im Architektenrecht speziali-
siert. Ein weiterer Schwerpunkt seiner 
Tätigkeit liegt im Bereich des gewerb-
lichen Mietrechts.

Nikolas Bauer
n.bauer@melchers-law.com 	 Der Bundesgerichtshof (BGH) 

hat mit Urteil vom 31.08.2017  
(Az.: VII ZR 5/17) die Erwartungen 
des Auftraggebers an den Werk-
erfolg hinsichtlich einer etwaigen 
Beschaffenheitsvereinbarung  in 
den Mittelpunkt gestellt. So kön-
nen Erwartungen des Auftrag- 
gebers selbst dann eine Beschaf-
fenheitsvereinbarung darstellen, 
wenn die Erwartungen technisch 
nicht realisierbar sind. 

Sachverhalt
	 Nach der Besichtigung einer 
20  m2 großen Probefläche, die 
vom Maler schneeweiß gestri-
chen wurde, erteilte ihm die Bä-
ckerei den Auftrag, die gesamte 
Produktionshalle der Bäckerei ent-
sprechend zu streichen. Nachdem 
die Malerarbeiten aufgenommen 
worden waren, kam es auf Grund 
von verschiedenen Differenzen 
zwischen Maler und Bäckerei zu 

dauerhafte Farbstabilität bei wei-
ßen Farbtönen nicht realisierbar 
sei. Eine Farbstabilität könne da-
her weder als zugesicherte Eigen-
schaft noch als Beschaffenheits-
vereinbarung gelten. Dem wider-
sprach nun der BGH. 

	 Bei der Auslegung im Hinblick 
auf eine mögliche Beschaffenheits-
vereinbarung habe das OLG ge-
gen den Grundsatz der beiderseits 
interessengerechten Vertragsaus-
legung verstoßen. Auch die Farb-
stabilität für einen bestimmten 
Zeitraum könne Gegenstand ei-
ner Beschaffenheitsvereinbarung 
sein. Angesichts der hohen Kos-
ten der Malerarbeiten hätte der 
Bäckereiinhaber, der über kein 
besonderes Fachwissen verfügte, 
die berechtigte Erwartung hegen 
dürfen, dass zeitnah keine we-
sentliche Vergilbung eintreten 
würde. Dies gelte auch, wenn  
eine dauerhafte Farbstabilität bei  
weißen Farbtönen nicht realisier-
bar sei.

	 Zur Klärung der Frage, ob die 
Bäckerei durch den Maler vor 
oder bei Vertragsschluss auf  
das Vergilbungsrisiko hingewie-
sen wurde, verwies der BGH die 
Sache zurück an das OLG.

Fazit
	 Die Entscheidung des BGH 
verdeutlicht, dass es bei der Ver-
tragsauslegung zur Feststellung 
der Soll-Beschaffenheit nicht nur 
auf ein Expertenwissen eines Sach-
verständigen ankommen kann, 
sondern insbesondere die be-
rechtigten Erwartungen des Be-
stellers zu berücksichtigen sind, 
der regelmäßig über kein Son-
derwissen verfügt. Dies kann so-
gar dazu führen, dass eine tech-
nisch nicht realisierbare Soll-Be-
schaffenheit rechtlich geschuldet 
wird. Hiervor kann sich der Unter-
nehmer nur schützen, indem er 
den Auftraggeber nachweisbar 
über etwaige Risiken aufklärt.   n

ml PRIVATES BAURECHT

einer Arbeitspause von mehreren 
Monaten. Als der Maler die Ar- 
beiten wieder aufnehmen wollte, 
rügte die Bäckerei einen bereits 
vergilbten und fleckigen Zustand 
der schon bearbeiteten Wandflä-
chen. Nach einer einvernehm- 
lichen Vertragsaufhebung verwei-
gerte die Bäckerei die Abnahme 
der bisherigen Werkleistungen we-
gen der Vergilbung und begehrte 
Mangelbeseitigung. Der Maler  
verlangte im Gegenzug den Rest-
werklohn in Höhe von ca. 
30.000,00 Euro. Das LG wies die 
Klage des Malers als derzeit un-
begründet ab. Das OLG sah die 
Werklohnklage als dem Grunde 
nach gerechtfertigt an und be-
gründete dies insbesondere da-
mit, dass laut Sachverständigem 
eine dauerhafte Farbstabilität bei 
weißen Farbtönen in der Pro- 
duktionshalle nicht realisierbar 
sei und somit die dauerhafte 
Farbstabilität keine vereinbarte 
oder übliche Beschaffenheit dar-
stellen könne. Die Bäckerei legte 
Revision beim Bundesgerichts-
hof ein.

Entscheidung
	 Die Revision hatte teilweise 
Erfolg. Das Urteil des OLG wurde 
vom BGH mit Urteil vom 
31.08.2017 im Hinblick auf die 
Vertragsauslegung bezüglich des 
Vorliegens einer etwaigen Be-
schaffenheitsvereinbarung aufge-
hoben. So begründete das OLG 
eine Fälligkeit des Werklohn- 
anspruchs damit, dass die ge- 
strichenen Wände der vertraglich 
vereinbarten Beschaffenheit ent-
sprächen, da sie funktionstaug-
lich seien und kein Ausführungs-
fehler des Malers vorläge. Auch 
der vom OLG beauftragte Sach-
verständige versicherte, dass eine 

05 Bundesgerichtshof rückt 
Erwartungen des Auftraggebers an 
den Werkerfolg in den Mittelpunkt 
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	 Frau Rechtsanwältin Franziska 
Bülter ist seit dem 7. August 2017 
in unserem Frankfurter Büro tätig. 
Frau Bülter studierte Rechtswis-
senschaften an der Georg-August-
Universität in Göttingen, wo sie 
ihren Schwerpunkt im Bereich 
Wirtschaftsrecht mit den Themen-
schwerpunkten Arbeitsrecht und 
Gesellschaftsrecht   absolvierte. 
Während ihres Studiums arbei-
tete Frau Bülter als studentische 
und nach dem Studium als wis-

ml MITTEILUNG

Rechtsanwältin Franziska Bülter 
verstärkt den Frankfurter Standort

senschaftliche Hilfskraft am Lehr-
stuhl für Gesellschafts- und Kapi-
talmarktrecht von Herrn Prof. Dr. 
Gerald Spindler. 

	 Nach Abschluss Ihres Referen-
dariats im OLG-Bezirk Hamm am 
Landgericht Münster verstärkt sie 
nun das Frankfurter Team und be-
rät nationale und internationale 
Unternehmen in allen Bereichen 
des Arbeitsrechts.                              n

ml SUCCESS

MELCHERS Rechtsanwälte 
beraten SIGMA GmbH bei Verkauf 
der AB Zeitpersonal GmbH an die 
ACTIEF Group GmbH

	 Die AB Zeitpersonal GmbH 
wurde von der SIGMA GmbH an 
die ACTIEF Group GmbH verkauft. 
In beiden Unternehmen wird die 
Transaktion als große Chance  
gesehen. Die unterschiedliche re-
gionale Verteilung der jeweiligen  
Geschäftsstellen ermöglicht der 
AB Zeitpersonal GmbH und der 
ACTIEF Group GmbH, einerseits 
ein dichteres Netz an Geschäfts-
stellen zu betreiben und anderer-
seits in neuen Regionen vertreten 
zu sein. Der Fokus liegt bei beiden 
Unternehmen auf der Zusam- 
menarbeit mit dem Mittelstand, 
so dass die jeweilige Firmen- 
ausrichtung beibehalten werden 
kann. 

	 RA Dr. Andreas Masuch  
(Federführung, Corporate/M&A), 
RA´in Dr. Victoria Berger (Corpo-
rate/M&A) und RA Dr. Arndt  

Riechers (Kartellrecht), MELCHERS 
Rechtsanwälte Heidelberg, haben 
die verkaufende SIGMA GmbH 
rechtlich beraten, die kaufende 
ACTIEF Group GmbH wurde durch 
Simmons & Simmons LLP Düssel-
dorf [RA Dr. Christian Bornhorst 
(Federführung, Corporate/M&A), 
RA Dr. Marc Ulrichs (M&A), RA Dr. 
Martin Gramsch (Kartellrecht)] 
betreut.

AB Zeitpersonal GmbH
	 Die AB Zeitpersonal GmbH 
hat sich seit der Gründung vor 
über 30 Jahren zu einem mittel-
ständischen Personaldienstleis-
tungsunternehmen mit rund 45 
Geschäftsstellen in ganz Deutsch-
land entwickelt. Neben der Ar-
beitnehmerüberlassung bietet das 
Unternehmen auch Personalver-
mittlung und On-site Projekte an. 
Allein im kaufmännischen und 

gewerblichen Bereich stehen über 
2.100 Zeitarbeitnehmer zur Ver- 
fügung. Die Kunden von AB Zeit-
personal GmbH sind vorwiegend 
mittelständische  Unternehmen 
und kommen aus den unter-
schiedlichsten Branchen. Die 
Hauptverwaltung der AB Zeitper-
sonal GmbH befindet sich in 
Oberhausen. 

ACTIEF Group GmbH
	 Mit rund 3.500 Mitarbeitern 
und 250 Angestellten in Manage-
ment, Personalberatung, Vertrieb 
und Verwaltung ist die ACTIEF 
Group GmbH einer der führenden 
unabhängigen Personaldienstleis-
ter in Deutschland. An mehr als  

40 Standorten in sieben Bundes- 
ländern bietet die Gesellschaft 
Personaldienstleistungen  auf 
höchstem Niveau. Die Tochter- 
gesellschaft ACTIEF Personal- 
management wurde durch die 
Übernahme von ISU Group und 
Timecraft gebildet und ist ein  
unabhängiges  Personaldienst-
leistungsunternehmen mit rund 
45 Geschäftsstellen vor allem in 
Baden-Württemberg, Thüringen, 
Sachsen, Rheinland-Pfalz, Hes-
sen und Bayern.                                n
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	 Am Kauf von Eigentumswoh-
nungen interessierte Personen be- 
sichtigen in aller Regel vor der  
notariellen Beurkundung des Woh- 
nungseigentumskaufvertrages die 
zu verkaufende, im Sondereigen-
tum stehende Eigentumswoh-
nung und die im Gemeinschafts-
eigentum stehenden Gebäude-
teile. Eine Besichtigung vor Ab-
schluss des Wohnungseigentums-
kaufvertrages ist uneingeschränkt 
wichtig und richtig.

	 Welche rechtliche Bedeutung 
hat es aber, wenn insbesondere 
die potentiellen Käufer (nur) auf-
grund der vor Vertragsabschluss 
erfolgten Besichtigung des Kauf-
objekts eine Vorstellung über die 
Grenzen des Sondereigentums ge-
winnen und die tatsächliche Bau-
ausführung von dem durch die 
Teilungserklärung in Bezug ge-
nommenen Aufteilungsplan ab-
weicht? Kann eine solche Abwei-
chung dazu führen, dass der  
Wohnungseigentumskaufvertrag 
ohne vorherige Änderung der Tei-
lungserklärung nebst Aufteilungs-
plan nicht abgewickelt werden 
kann? Hierbei ist zu berücksich- 
tigen, dass die Änderung der Tei-
lungserklärung grundsätzlich der 
Zustimmung sämtlicher Woh-
nungseigentümer bedarf und da-
her in der Praxis häufig schwierig 
zu erreichen ist.

Neue Rechtsprechung
	 Welche gravierenden Auswir-
kungen bei der Abwicklung von 
Wohnungseigentumskaufverträ-
gen bei nicht dem Aufteilungs-
plan entsprechender Bauausfüh-
rung entstehen können, zeigt ein 
von dem OLG Düsseldorf ent-
schiedener Fall (RNotZ 2016, Sei-
te 582). Das OLG Düsseldorf hatte 

sie weniger als 3 % vom Auftei-
lungsplan ausmache. 

	 Zur Begründung hat sich das 
OLG Düsseldorf auf eine jüngere 
BGH-Entscheidung berufen, wo-
nach Sondereigentum nur in den 
Grenzen entstehen kann, die sich 
aus dem zum Grundbuchamt zur 
Eintragung gelangten Aufteilungs-
plan ergeben. Eine hiervon ab-
weichende tatsächliche Bauaus-
führung stellt unabhängig von 
ihrem Ausmaß einen Umstand 
außerhalb des Grundbuchs dar, 
der nicht für jedermann erkenn-
bar und daher für die Entstehung 
von Sondereigentum unerheblich 
ist [BGH, NJW 2016, Seite 473 ff. 
(476)].

	 Ausnahmsweise kann die tat-
sächliche Aufteilung des errichte-
ten Gebäudes entgegen der in 
dem Aufteilungsplan vorgesehe-
nen Aufteilung jedoch dazu füh-
ren, dass Sondereigentum nicht 
entstehen kann. Dies ist der Fall, 
wenn es gegen sonstiges Son-
dereigentum und gegen das Ge-
meinschaftseigentum nicht mehr 
eindeutig abgrenzbar ist; mit an-
deren Worten, wenn die Art und 
Weise der Planabweichung es un-
möglich macht, die errichteten 
Räume einer der in dem Auftei-
lungsplan ausgewiesenen Raum-
einheit zuzuordnen. Eine solche 
Ausnahmekonstellation lag nicht 
vor.

Tipp
Kaufinteressenten von Eigentums-
wohnungen sollten vor Beurkun-
dung nicht nur die tatsächliche 
Bauausführung prüfen, sondern 
auch den in der Teilungserklä-
rung in Bezug genommenen  
Aufteilungsplan einsehen. Dieser  
ist grundsätzlich dafür entschei-
dend, in welchem Umfang das zu 
kaufende Sondereigentum, also 
die Eigentumswohnung, rechtlich 
entstanden ist.                                    n

ml PRAXISTIPP

im Wesentlichen über folgenden 
Sachverhalt zu entscheiden:

	 Die tatsächliche Bauausfüh-
rung wich von dem Aufteilungs-
plan ab, da insbesondere die  
geplante Loggia durch eine Dach-
fläche mit Fenstern ersetzt wurde. 
Hierdurch hatte das Gebäude-
dach als Gemeinschaftseigentum 
einen anderen Verlauf als im Auf-
teilungsplan vorgesehen und da-
her war die Größe des Sonder-
eigentums bei einem „normal“ 
abfallenden Dach mit Fenstern 
geringer als geplant.

	 Das Grundbuchamt hat in ei-
ner Zwischenverfügung argumen-
tiert, dass ohne vorherige Ände-
rung der Teilungserklärung durch 
sämtliche Wohnungseigentümer 
ein Eintragungshindernis bestün-
de. Der Erledigung der zur Ab- 
wicklung des Wohnungseigentums-
kaufvertrages gestellten Anträge 
stünde entgegen, dass der tat-
sächliche Umfang des begrün- 
deten Sondereigentums nicht der 
Eintragung im Grundbuch und 
damit nicht dem Gegenstand von 
Kauf, Eigentumsübertragung und 
Belastung entspräche.

	 Das OLG Düsseldorf hat der 
von dem Notar für die Kauf- 
vertragsparteien eingelegten Be-
schwerde gegen die Zwischen-
verfügung des Grundbuchamtes 
stattgegeben. Es ist damit einer 
verbreiteten Meinung entgegen-
getreten, wonach Sondereigen-
tum entsprechend der tatsächli-
chen Bauausführung entstanden 
sein soll, wenn es sich um eine 
unwesentliche Abweichung vom 
Aufteilungsplan handele. Nach 
dieser Meinung liegt eine unwe-
sentliche Abweichung vor, wenn 

06 Vollzug eines notariellen 
Kaufvertrags bei nicht plangerechter 
Bauausführung

Eckhard von Voigt
e.vonvoigt@melchers-law.com

verfügt aufgrund langjähriger Erfah-
rung über eine ausgezeichnete Exper-
tise im Immobilien-, Wirtschafts- und 
Gesellschaftsrecht. Bei der anwaltlichen 
Begleitung von Immobilientransaktio-
nen berät er in allen Transaktions- 
phasen, d. h. von der rechtlichen Trans-
aktionsplanung über die rechtliche 
Due Diligence bis zum Vertragsab-
schluss, wobei ihm insbesondere auch 
seine in seinem Notariat gewonnenen 
Erfahrungen zu gute kommen. 
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	 Das neue Vergaberecht ist 
rund eineinhalb Jahre in Kraft, so 
dass bereits einige Erfahrungen 
mit der Reform gesammelt wur-
den. Manches hat sich verbessert, 
anderes verschlechtert. Eines ist 
gleichgeblieben: es gibt ständig 
neue Entwicklungen und die Fall-
stricke für Bieter und Vergabestel-
len liegen im Detail. Im Novem-
ber 2017 brachten die Vergabe-
rechtsspezialisten von MELCHERS 
die Teilnehmer der ganztägigen 
Veranstaltung „Vergaberechtstag 
2017 – Metropolregion Rhein-Ne-
ckar“ hinsichtlich einiger Schwer-
punktthemen auf den neuesten 
Stand.

	 Nach der Begrüßung der Teil-
nehmer durch RAin Dr. Ilona  
Renke informierte RA Philipp 
Scharfenberg über die korrekte Be-
stimmung des Auftragswerts und 

ml mitteilung

Vergaberechtstag 2017 – 
Metropolregion Rhein-Neckar

zulässige bzw. unzulässige Wer-
tungskriterien. Sodann zeigte  
RA Andreas Pauli anhand von  
Praxisfällen auf, welche auf Geld 
gerichtete Ansprüche des Bieters 
es – unabhängig von der Zu-
schlagserteilung – geben kann. 
Im Anschluss an die Mittagspause 
referierte RAin Dr. Renke über 
neue Entwicklungen zu Bieteraus-
schluss und Selbstreinigung so-
wie über das neue Wettbewerbs-
registergesetz. Zum Abschluss des 
Seminares stellte der Vorsit- 
zende der Vergabekammer Baden-
Württemberg, Ass.iur. Maximilian 
Lischke, neue Entscheidungen der 
Vergabekammer Baden-Württem-
berg vor. Insbesondere seine pra-
xisbezogenen Insidertipps und Hin-
weise an die Seminarteilnehmer 
rundeten die informative Veran-
staltung ab.                                           n

ml PUBLIKATIOnen

dierenden sowie der Sportler, die 
sich mit ihrem Leistungssport  
kritisch auseinandersetzen. „Leis-
tungssport“ versteht sich als ein 
Organ aller am Leistungssport  
Interessierten. Die in „Leistungs-
sport“ publizierten Beiträge un-
terliegen einem Review-Verfahren 
durch das Redaktionskollegium 
sowie – bei Bedarf – externen  
Begutachtern.                                      n

	 Dr. Jan Axtmann, Rechtsan-
walt bei MELCHERS, berät und 
publiziert neben seiner Tätigkeit 
in der Praxisgruppe Arbeitsrecht 
zu sportrechtlichen Fragestellun-
gen. So hat er insbesondere in  
der Zeitschrift „Leistungssport“ 
bisher in unregelmäßigen Abstän-
den sportrechtliche Artikel ver- 
öffentlicht und ist nun in den 
Kreis der ständigen Autoren auf-
genommen worden.

	 Die Zeitschrift „Leistungssport“ 
ist das Publikationsorgan des Ge-
schäftsbereichs Leistungssport des 
Deutschen Olympischen Sport-
bundes. Sie dient der Informa- 
tion, kritischen Diskussion sowie 
der Aus- und Weiterbildung aller 
im Leistungssport tätigen Trainer 
und Übungsleiter, der Sportstu-

Beiträge von RA Dr. Jan Axtmann jetzt 
regelmäßig in „Leistungssport“
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MELCHERS berät RUBIKON bei 
Erwerb von Anteilsmehrheit an 
DYNAJET GmbH

	 Die in Frankfurt ansässige  
RUBIKON Industriebeteiligungen 
GmbH hat 75,1 % der Geschäfts-
anteile an der DYNAJET GmbH,  
einem führenden Anbieter von 
Wasserhochdruckreinigern,  er-
worben. DYNAJET möchte mit  
Hilfe der neuen Mehrheitsgesell-
schafterin ihre etablierte Markt-
position im In- und Ausland wei-
ter ausbauen. RUBIKON hat mit 
dem Erwerb der Anteilsmehrheit 
an DYNAJET ihr Portfolio von Be-
teiligungen an Unternehmen aus 
dem produzierenden Gewerbe 
erweitert. Der Erwerber RUBIKON 
wurde von den Rechtsanwälten 
Patrick Senger sowie Dr. Andreas 

Decker (Team Corporate/M&A –
MELCHERS Rechtsanwälte Frank-
furt/Main) beraten, IMAP M&A 
CONSULTANTS AG (Mannheim) be-
riet den Verkäufer. 

Dynajet GmbH
	 DYNAJET produziert und ver-
treibt leistungsfähige und lang- 
lebige Wasserhochdruckreiniger 
(bis 3.000 bar) und Zubehör für 
den Profi-Bereich. Ursprünglich als 
Geschäftsbereich der Putzmeister 
Mörtelmaschinen gegründet, exis-
tiert DYNAJET seit 2011 als eigen-
ständiges Unternehmen. Die Pro-
dukte von DYNJAET kommen im 
Wesentlichen in den Branchen 

Bauwirtschaft, Industrie, Schiffs-
bau (Werften), Forstwirtschaft und 
in der Kommunalwirtschaft zum 
Einsatz. Seit 2011 befand sich das 
Unternehmen im Portfolio einer 
Familienholding. 

Rubikon Industrie-
beteiligungen GmbH
	 RUBIKON ist Teil der Leyen-
decker Gruppe mit Sitz in Frank-
furt und Leipzig. Die Beteili- 
gungen der Leyendecker Gruppe 
sind zukunftsorientiert und durch  
solide Wachstumspotenziale ge-
kennzeichnet. RUBIKON strebt 
durch die sachkundige Förderung 
und Weiterentwicklung des deut-
schen Mittelstands den langfristi-
gen Erfolg für seine Beteiligungen 
an. Als strategischer Partner baut 
RUBIKON auf eine vertrauens- 
volle Zusammenarbeit und stellt 
langjährige Expertise im Bereich 
der Unternehmensentwicklung zur 
Verfügung.                                           n

	 Die Rundumbetreuung unse-
rer Mandanten ist uns seit jeher 
wichtig. Dazu gehört auch, dass 
Partner von MELCHERS Berlin ihre 
eigenen Notariate führen. 

	 Rechtsanwalt Wolfgang Weih, 
seit 2004 Partner im Berliner Bü-
ro von MELCHERS, hat mit Er- 
reichen der gesetzlichen Alters-
grenze nun allerdings seine knapp 
dreißigjährige Tätigkeit als Notar 
beendet. Er wird jedoch als Ver-
walter seines eigenen Notariats 
die von ihm beurkundeten No- 
tariatsgeschäfte zu Ende führen. 

	 Herr Rechtsanwalt und Notar 
Eckhard von Voigt ist seit 1993 als 
Rechtsanwalt zugelassen und im 
Jahr 2012 zum Notar bestellt  
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worden, Anfang 2017 wechselte 
er als Partner zu MELCHERS Ber-
lin. Er wird in Berlin sein Notariat 
fortführen. Herr von Voigt ist zu-
dem spezialisiert auf die Bereiche 
Gesellschaftsrecht, Handels- und 
Immobilienrecht. 

	 Wir freuen uns darüber hin-
aus sehr, dass Herr Weih  
MELCHERS Berlin als Rechtsan-
walt weiterhin erhalten bleibt. Er 
verfügt über umfangreiche Erfah-
rung im privaten Immobilienrecht. 
Des Weiteren ist er auf dem Gebiet 
des Familien- und Erbrechts sowie 
des Handels- und Gesellschafts-
rechts, hier insbesondere hin-
sichtlich der Gründung, des Er-
werbs und der Veräußerung von 
Gesellschaften, tätig.                      n


